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Auf der Grundlage der 8§ 2, 5, 151 und 154 der Kommunalverfassung fur das Land Mecklen-
burg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.06.2004 (GVOBI. M-V S.
205 ff.), zuletzt gedndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19.12.2005 (GVOBI. M-V S. 640)
und der 88 1, 2, 4, 6 und 17 des Kommunalabgabengesetzes M-V in der Fassung der Bekannt-
machung vom 12.04.2005 (GVOBI. M-V S. 146) hat die Zweckverbandsversammlung des
Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung — Festland Wolgast in ihrer
Sitzung vom 15.06.2006 folgende Satzung beschlossen:

81
Benutzungsgebihren

(1) Der Zweckverband erhebt nach Maligabe dieser Satzung Benutzungsgebuhren fur die Inan-
spruchnahme der 6ffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung und fur die
Inanspruchnahme der 6ffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung.

(2) Die Gebuhren werden erhoben

a) als Benutzungsgebihr A fiir die Grundstiicke, die an die 6ffentliche Einrichtung zur zentralen
Schmutzwasserbeseitigung Uber einen Anschlusskanal angeschlossen sind. Sie gliedert sich in
die Grundgebihr und die Mengengebhr.

b) als Benutzungsgebuhr B fir die Grundstticke, von denen Schlamm aus Kleinklaranlagen und
Inhaltsstoffe aus abflusslosen Sammelgruben abgeholt und gereinigt werden. Sie gliedert sich
in die Grundgebuhr und die Mengengebuhr.

82
GebUhrenmafistabe und GebUhrenséatze

I. Benutzungsgebihr A
(1) Far das Vorhalten der 6ffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung
wird eine monatliche Grundgebiihr erhoben sofern das Grundsttick tber einen Anschluss an

die vorgenannte Einrichtung verflgt.

(2) Der monatliche Grundgebuhrensatz betragt nach GrélRe der eingebauten oder zuletzt einge-
bauten Trinkwassermesseinrichtung:

bis Q3=4 4,55 €/Monat
Q3=10 10,92 €/Monat
Q3=16 18,20 €/Monat
Q3=25 27,30 €/Monat
Q3=40 45,50 €/Monat
Q3=63 72,80 €/Monat
Q3=100 109,20 €/Monat
Q3=160 182,00 €/Monat
Q3=400 273,00 €/Monat

(3) Die volle Grundgebtihr wird auch dann erhoben, wenn eine Schmutzwassereinleitung nicht
ganzjahrig erfolgt (Saisonbetrieb).
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(4) Die Mengengebuhr wird nach der Menge des Schmutzwassers berechnet, die unmittelbar
der 6ffentlichen Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung zugefuhrt wird. Berech-
nungseinheit ist der Kubikmeter Schmutzwasser.

(5) Als Schmutzwassermenge nach Abs. 4 gilt die dem Grundstiick aus 6ffentlichen oder pri-
vaten Wasserversorgungsanlagen zugefiihrte Frischwassermenge abziglich der nachgewiese-
nen auf dem Grundstiick verbrauchten oder zuriickgehaltenen Wassermenge, soweit nicht der
Abzug nach Abs. 7 ausgeschlossen ist, oder die tatsachlich eingeleitete Schmutzwassermenge,
soweit eine Schmutzwassermesseinrichtung vorhanden ist. Der Nachweis der verbrauchten o-
der zuriickgehaltenen Wassermenge obliegt dem Gebuhrenschuldner. Diesen Nachweis kann
er nur dadurch fahren, dass er sich auf seine Kosten einen zweiten gebihrenpflichtigen Was-
serzdhler vom Zweckverband installieren l&sst.

(6) Die dem Grundstiick zugefiihrte Wassermenge wird durch geeichte Wasserzéhler ermittelt.
Bei der Wasserversorgung aus einer ¢ffentlichen Einrichtung zur Wasserversorgung ist die fur
die Erhebung der Trinkwassergebuhr zugrunde gelegte Menge maRgeblich. Bei Wasserbezug
aus privaten Wasserversorgungsanlagen gilt die gemessene Wasserverbrauchsmenge. Lasst der
Gebuhrenschuldner bei Inanspruchnahme einer privaten Wasserversorgungsanlage keinen
Wasserzéhler einbauen oder hat der Wasserzéhler oder die Abwassermesseinrichtung nicht o-
der nicht richtig angezeigt, darf der Zweckverband unter Zugrundelegung der Einleitmenge des
Vorjahrs und unter Berticksichtigung der begriindeten Angaben des Gebiihrenschuldners den
Wasserverbrauch schétzen.

(7) Vom Abzug nach Abs. 5 sind ausgeschlossen:

a) das hauslich, gewerblich oder das sonstige in seinen Eigenschaften ver-
anderte Wasser,

b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verwendete Wasser,

¢) das fur Schwimmbecken verwendete Wasser.

(8) Die Mengengebunhr betragt 3,15 €/mé3.
I1. Benutzungsgebihr B

(9) Fir das Vorhalten der 6ffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung
wird eine jahrliche Grundgebihr erhoben, sofern auf dem Grundstiick eine betriebsbereite ab-
flusslose Sammelgrube oder eine Kleinklaranlage vorhanden ist.

(10) Der Grundgebiihrensatz betragt 20,25 €/Jahr je abflussloser Sammelgrube/Kleinklaran-
lage.

(11) Die volle Grundgebuhr wird auch dann erhoben, wenn eine Nutzung der dezentralen Ein-
richtung nicht ganzjahrig erfolgt.

(12) Die Mengengebtihr wird nach der Menge des abgeholten Schlamms aus Kleinklaranlagen
bzw. der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Sammelgruben (abgeholte Inhaltsstoffe) berechnet, die
der 6ffentlichen Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung zugefiihrt werden. Be-
rechnungseinheit ist der Kubikmeter abgeholter Inhaltsstoffe. Die Mengengeblhr betrégt fur
jede Abholung und Reinigung

Seite 4 von 7



von Schlamm aus Kleinklaranlagen 29,94 € und
von Inhaltsstoffen aus abflusslosen Sammelgruben 14,86 €
je m3 abgeholter Inhaltsstoffe.

83
Gebuhrenschuldner

(1) Gebuhrenschuldner ist, wer nach grundsteuerrechtlichen Vorschriften Schuldner der
Grundsteuer ist oder sein wiirde, wenn das Grundstiick nicht von der Grundsteuer befreit ware.
Neben den Gebuhrenschuldnern nach Satz 1 sind auch sonstige Nutzungsberechtigte des Grund-
stiickes (insbesondere Mieter und Péchter) Gebihrenschuldner.

(2) Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamtschuldner.

(3) Der Wechsel des Gebuhrenschuldners ist dem Zweckverband unverziglich schriftlich an-
zuzeigen. Zur Anzeige sind der bisherige und der neue Gebuhrenschuldner gleichermalen ver-
pflichtet. Solange die Anzeige nach Satz 1 unterbleibt, haften der bisherige Gebuhrenschuldner
und der neue Gebuhrenschuldner als Gesamtschuldner fur alle nach dem Wechsel entstehenden
Gebihren.

(4) Die Gebuhren ruhen als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick.

§4
Entstehung der Gebuhrenpflicht

(1) Ist das Grundstuck wahrend des gesamten Kalenderjahres an die 6ffentliche Einrichtung
zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung angeschlossen, entsteht die Gebuhrenpflicht fir die
Benutzungsgebuhr A fir das Kalenderjahr am 31. 12. desselben Kalenderjahres.

(2) Wird das Grundstiick wahrend des Kalenderjahres angeschlossen, entsteht die Gebiihren-
pflicht fir die Benutzungsgebihr A am 31.12. des Kalenderjahres fiir den Teil des Kalender-
jahres, der auf den Ablauf des Tages, an dem das Grundstiick angeschlossen wird, folgt.

(3) Entfallt der Anschluss wéhrend des Kalenderjahres, entsteht die Gebuhrenpflicht fur die
Benutzungsgebuhr A mit Ablauf des Tages, an dem der Anschluss entféllt, frihestens mit Ab-
lauf des Tages, an dem dies dem Zweckverband schriftlich angezeigt wurde. Unterbleibt die
Anzeige nach Satz 1 entsteht die Gebuhrenpflicht fir das Kalenderjahr am 31.12. des Kalen-
derjahres.

(4) Die Gebihrenpflicht fur die Mengengebiihr der Benutzungsgebiihr B entsteht jeweils mit

Ablauf des Monats, in dem eine Abholung erfolgte. Die Gebuhrenpflicht fir die Grundgebdihr
der Benutzungsgebuhr B entsteht fir das Kalenderjahr am 31.12. desselben Kalenderjahres.

§5
Heranziehung und Falligkeit

(1) Die Heranziehung zu den Gebihren erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem
Bescheid Uber andere Abgaben verbunden werden kann.
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(2) Fur die Benutzungsgebuhr A werden monatliche VVorauszahlungen erhoben, die jeweils zum
1. des Monats fallig sind. Die Vorauszahlungen werden durch Bescheid festgesetzt und sind
solange zu zahlen, bis ein neuer Bescheid ergeht.

(3) Die Verrechnung der Vorauszahlungen nach Abs. 2 mit der endgiltig entstehenden Benut-

zungsgeblhr A erfolgt in dem auf das Kalenderjahr folgende Jahr. Der Betrag, um den die
Benutzungsgebuhr A die VVorauszahlungen nach Abs. 2 tibersteigt, wird 14 Tage nach Bekannt-
gabe des Gebulhrenbescheides in einer Summe féllig. Der Betrag, um den die Benutzungsge-
bihr A die Vorauszahlungen nach Abs. 2 unterschreitet, wird mit der ersten VVorauszahlung des
auf das Kalenderjahr folgenden Jahres verrechnet. Ein ber die Verrechnung nach Satz 3 hin-
ausgehender Riickerstattungsbetrag wird unbar ausgezahit.

(4) Die Vorauszahlungen fir die Benutzungsgebihr A (Mengengebihr) werden grundsatzlich
nach der Menge des vom Grundsttick im vorangegangenen Jahr zu entsorgenden Schmutzwas-
sers berechnet. Bestand im vorangegangenen Jahr keine Gebihrenpflicht oder hat sich der Be-
nutzungsumfang wesentlich geéndert, so wird den VVorauszahlungen eine geschéatzte Schmutz-
wassermenge zugrunde gelegt. Die Vorauszahlungen fur die Benutzungsgebihr A (Grundge-
bihr) richten sich nach der im vorangegangenen Jahr zu entrichtenden Grundgebhr. Bestand
im vorangegangenen Jahr keine Gebuhrenpflicht, so werden den VVorauszahlungen die bei der
Anschlussnahme feststellbaren Verhaltnisse zugrundegelegt.

(5) Entsteht die Gebiihrenpflicht fur die Benutzungsgebihr A wéhrend des Kalenderjahres (8 4
Abs. 2), wird der endgiiltige Betrag innerhalb von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides
fallig. Dasselbe gilt fur die Abrechnung von Schatzungen.

(6) Die Benutzungsgebiihr B wird vierzehn Tage nach Bekanntgabe des Geblhrenbescheids
fallig.

§6
Anzeige- und Auskunftspflichten

(1) Die Gebuhrenschuldner haben dem Zweckverband alle fur die Festsetzung und fur die Er-
hebung von Gebiihren nach dieser Satzung erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und zu dulden,
dass Bedienstete oder Beauftragte des Zweckverbandes das Grundstiick betreten, um die Be-
messungsgrundlagen festzustellen oder zu berprifen.

(2) Alle Umstande, die sich auf die Verpflichtung zur Leistung von Abgaben nach dieser Sat-
zung auswirken konnen, sind dem Zweckverband unverzuglich schriftlich mitzuteilen. Dies gilt
insbesondere flr den Wechsel der Rechtsverhéltnisse an einem Grundstlck. Jeder Eigentums-
oder Rechtswechsel an einem Grundstick ist unverzuglich unter Vorlage eines Auszugs des
notariell beurkundeten Vertrages, aus dem die Vertragsparteien, die Bezeichnung des Grund-
stiicks und die Regelungen zum Besitziibergang vor der Grundbucheintragung ersichtlich sind,
oder eines anderen geeigneten Nachweises schriftlich dem Zweckverband anzuzeigen. Mittei-
lungspflichtig sind der VerduRerer und auch der Erwerber des Grundstiickes oder Rechtes an
einem Grundstiick.

87
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig nach 8 17 Abs. 2 Ziff. 2 Kommunalabgabengesetz M-V handelt, wer vor-
sétzlich oder leichtfertig entgegen
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- § 6 Abs. 1 dieser Satzung seinen Auskunfts- und Mitteilungspflichten nicht, nicht rechtzeitig
oder nicht im erforderlichen Umfang nachkommt;

- 8 6 Abs. 2 dieser Satzung die Anzeige einer Rechtsédnderung unterlasst und es dadurch ermog-
licht, Abgaben nach dieser Satzung zu verkiirzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu
erlangen.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis 5.000,00 EUR geahndet werden.

§8
Datenermittlung und -verarbeitung

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die im Zusammenhang mit der Schmutzwasserbesei-
tigung angefallenen und anfallenden personenbezogenen und grundstiicksbezogenen
Daten zum Zwecke der Abgabenfestsetzung oder -erhebung nach dieser Satzung zu ver-
wenden und weiter zu verarbeiten.

(2) Soweit der Zweckverband sich eines Dritten bedient, ist der Zweckverband berechtigt,
sich die erforderlichen personenbezogenen und grundstiicksbezogenen Daten mitteilen
zu lassen und diese zum Zwecke der Abgabenfestsetzung oder -erhebung nach dieser
Satzung weiter zu verarbeiten.

(3) Die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und grundstiicksbezogenen
Daten, von denen der Zweckverband nach § 6 Abs. 2 dieser Satzung Kenntnis erlangt
bzw. die aus der Priifung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB
und 8§ 3 WOBauUErIG der Gemeinde sowie aus dem Grundbuch, den Unterlagen der
Unteren Bauaufsichtsbehorde, des Katasteramtes und des Einwohnermeldeamtes be-
kannt geworden sind, ist durch den Zweckverband zul&ssig. Der Zweckverband darf
sich diese Daten von den genannten Amtern, Behdérden und tbrigen Auskunftstréagern
ubermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenfestsetzung oder -erhebung nach die-
ser Satzung weiterverarbeiten.

(4) Der Aufgabenbereich der Wasserversorgung ist gegen Kostenerstattung verpflichtet,
dem Aufgabenbereich Schmutzwasserbeseitigung die zur Abgabenfestsetzung oder
-erhebung erforderlichen Berechnungsgrundlagen mitzuteilen.

(5) Der Zweckverband ist befugt, ein Verzeichnis tber die anfallenden Daten (8 8 Abs. 1
bis 4) zu fuhren und diese zum Zwecke der Abgabenfestsetzung oder -erhebung nach
dieser Satzung zu verwenden und weiter zu verarbeiten.

89
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Veroffentlichung in Kraft.

Wolgast, 19.06.2006

Seite 7von 7



	Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Schmutzwasserbeseitigung
	I. Benutzungsgebühr A
	II. Benutzungsgebühr B
	Anzeige- und Auskunftspflichten
	(1) Ordnungswidrig nach § 17 Abs. 2 Ziff. 2 Kommunalabgabengesetz M-V handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig entgegen
	(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 5.000,00 EUR geahndet werden.
	Inkrafttreten


